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Soltau. Im Fernsehen wirkt der
Sitzungssaal des Europaparla-
ments schon groß – steht man
in Brüssel auf der Tribüne und
blickt auf ihn hinunter, wirkt er
aber nochmal größer, das haben
die Schülerinnen und Schüler der
Abschlussstufe der Lebenshilfe
Soltau festgestellt. Sie waren An-
fang April für einige Tage in
Brüssel. Die Fahrt gehört zum
Projekt „Demokratie für alle“.

Bei dem Projekt kommen
Mitglieder der Jugendorganisa-
tionen von CDU, SPD, FDP und
Grünen mit Schülern der Ab-
schlussstufe zusammen und
sprechen über Politik. Die Schü-
ler haben sich so schon mit der
Frage beschäftigt, was bei De-
monstrationen erlaubt ist, wie
sie an politischen Prozessen teil-
haben können, was Meinungs-
freiheit bedeutet und über die
Einführung von Schuluniformen
und mit Landrat Jens Grote über
die Mobilität im Heidekreis dis-
kutiert.

„Demokratie für alle“ ist ein
Nebenprodukt der Diskussion
um den neuen Standort des Hei-
dekreis-Klinikums. Mitglieder
der Jugendorganisationen von
CDU, SPD, FDP und Grünen im
Kreis entwickelten die Idee, ein
gemeinsames Projekt auf die
Beine zu stellen, im Gegensatz
zu der teils hart geführten Dis-
kussion um den Standort des
Klinikums. Über den Kontakt
zumGeschäftsführer der Lebens-
hilfe Soltau, Gerhard Suder, ent-
stand dann die Idee für die Schü-
ler der Abschlussstufe ein Pro-
jekt zu Demokratie zu entwi-
ckeln. „Unser Ziel ist es, dass die
Schülerinnen und Schüler erfah-
ren, welche Grundrechte sie ha-
ben und was das für sie heißt“,
sagt Oliver Bauer, stellvertreten-
der Geschäftsführer der Lebens-
hilfe und für den Bereich Schule
zuständig.

TimoAlbeshausen, Vorsitzen-
der der CDU im Heidekreis, ist
seit Beginn des Projekts im Jahr
2021 dabei. „Das Projekt ist aus
dem Wunsch entstanden, etwas
gemeinsam zu machen. Es ist un-
abhängig von der Kommunal-
politik“, sagt Albeshausen. Zu
den Gründungsmitgliedern ge-
hört auch Jonah Raja Jarband-

han von den jungen Liberalen.
Fabio Lindhorst von den Jusos
ist später dazugestoßen. „Es ist
toll, dass wir bei dem Projekt
Einblicke in die Perspektiven der
Schüler der Lebenshilfe bekom-
men“, sagt er.

Aus der Initiative der Nach-
wuchspolitiker soll ein dauerhaf-
tes Projekt entstehen. „Es soll
Teil unseres Schulprogramms
werden“, sagt Bauer. Geplant sind
drei Bausteine, ein Kennlerntref-
fen, ein Planspiel und ein Treffen
mit einem Politiker aus der Re-
gion. „Beim ersten Treffen, dem
Kennlerntreffen, soll es um die
Frage gehen, was Politik ist und
was Grundrechte sind“, sagt Al-
beshausen.

Ein erstes Treffen mit einem
Politiker aus dem Heidekreis hat

es im Februar gegeben. Landrat
Jens Grote stellte sich den Fra-
gen der Schüler. Zur Unterstüt-
zung der Kommunikation arbei-
tete das Team mit Metacom-Kar-
ten, die verschiedene Symbole
aus der unterstützten Kommu-
nikation abbilden. „Die Schüler
haben sich zum Beispiel dafür
interessiert, welche Hobbys der
Landrat hat, aber auch gefragt,
warum die Löhne inWerkstätten
so niedrig sind“, sagt Bauer.

Bei ihrem Besuch in Brüssel
haben sich die Schüler dann mit
europäischer Politik beschäftigt.
Sie haben sich Anfang April auf
den Weg nach Brüssel gemacht.
Vier Tage waren sie unterwegs,
haben sich eine Lichtershow im
Atomium und die Innenstadt der
belgischen Hauptstadt ange-
schaut. Hauptprogrammpunkt
war aber der Besuch im Europa-
parlament. Zusammen mit den
Schülern der Lebenshilfe war
auch eine Delegation aus Leh-
rern der BBS Walsrode vor Ort.
Lena Düpont, für die niedersäch-
sische CDU imEuropaparlament,
informierte die Gruppe über ihre
Arbeit.

Sie war dafür extra nachts an-
gereist. Zwei Stunden dauerte
der Besuch im Parlament. „Das
war lang und auch langweilig“,
sagt Michael, Schüler der Ab-
schlussstufe. Die Politikerin

habe viele Fachbegriffe verwen-
det und auch sehr schnell gespro-
chen. „Man hat gemerkt, dass
Politiker lernen müssen, schnell
zu sprechen“, sagt Lehrerin An-
gelika Lehners. Dass ihre Schüler
Schwierigkeiten hatten, dem
Vortrag zu folgen, kann sie gut
nachvollziehen. „Auch mir fiel es
schwer, bei den vielen Fachbe-
griffen zu folgen.“ Grote sei das
bei seinemTreffenmit den Schü-
lern besser gelungen, finden die.
„Er hat langsamer gesprochen
und erklärt, was er gesagt hat“,
sagt Michael.

Anderen Schülergruppen der
Lebenshilfe Soltau würden die
Schüler der Abschlussstufe ra-
ten, auf eine Führung imEuropa-

parlament in leichter Sprache zu
achten. „Unsere Schüler hätten
den Vortrag auch in leichter
Sprache gebraucht“, sagt Karola
Haase, Lehrerin der Abschluss-
stufe.

Beeindruckt hat die Schüler
der Sitzungssaal des Parlaments.
„Für die Übersetzung in die ver-
schiedenen Sprachen gibt es an
jedem Platz Kopfhörer“, erzählt
Schülerin Michelle. Auch ein
Unterschied zu den Sitzungspha-
sen ist den Schülern aufgefallen.
Ist der Saal in den Nachrichten
zu sehen, sind die Politiker meist
vor Ort, zu sehen ist dann auch
ein Rednerpult vorne in der Mit-
te des Saals. „Als wir da waren,
fehlte es“, bemerkt Michael.

Für die Nachwuchspolitiker
ist das Projekt ein Blick über den
Tellerrand. „Es ist immer total
interessant, mit den Schülern zu

arbeiten“, sagt Albeshausen. „Bei
den Treffen lernen wir, wie wich-
tig es ist, Themen auch niedrig-
schwellig erklären zu können.“
Lindhorst findet vor allem den
Perspektivwechsel im Austausch
mit den Schülern spannend.
„Mobilität ist ja grundsätzlich
ein Thema hier auf dem Land,
für die Schüler der Lebenshilfe
hat sie aber noch einmal mehr
Bedeutung als für uns“, sagt er.
„Das sind Erkenntnisse, die ich
auch mit in meine politische
Arbeit nehme.“ Albeshausen
hofft, dass die Schüler aus dem
Projekt mit dem Bewusstsein
herausgehen, eine Wahl und das
Recht zu haben, politisch mitzu-
reden. „Ich würde mich freuen,
wenn sie sich durch das Projekt
zutrauen, ihre Meinung zu ver-
treten und zum Beispiel auch zur
Wahl zu gehen.“

Perspektivwechsel für Politiker und Schüler
„Demokratie für
alle“: Schüler

diskutieren mit
Politikern und

besuchen
Europaparlament

Im Gespräch mit Landrat Jens Grote ist unter anderem der öffentliche Nahverkehr im Heidekreis Thema. Foto: Lebenshilfe

TAGESBILDUNGSSTÄTTE

In einer Tagesbildungsstätte
können Schülerinnen und Schü-

ler mit dem Förderschwerpunkt

geistige Entwicklung ihre Schul-

pflicht erfüllen, die Einrichtun-

gen erfüllen den gleichen Bil-

dungsauftrag wie Schulen. Die

Tagesbildungsstätte ist eine Ein-

richtung der Eingliederungshilfe.

Es gibt sie in dieser Form nur in

Niedersachsen. Die Klassen der

Tagesbildungsstätte der Lebens-

hilfe Soltau lernen in der Celler

Straße in Soltau. Außerdem gibt

es an der Hermann-Billung-

Schule in Soltau, der Grund-

schule in Breloh in Munster und

der Grundschule am Pietzmoor

in Schneverdingen jeweils eine

Kooperationsklasse. Die Tages-

bildungsstätte hat den Auftrag,

soweit es individuell möglich ist,

die Handlungsmöglichkeit der

einzelnen Schüler zu fördern,

damit sie selbständig und aktiv

am gesellschaftlichen und sozia-

len Leben teilnehmen können.

Schulisches Wissen soll dabei

ebenso vermittelt werden wie

soziale Kompetenzen. Die Klas-

sen der Tagesbildungsstätte be-

stehen in der Regel aus bis zu

acht Schülern. Jede Klasse hat

einen eigens auf sie abgestimm-

ten Stundenplan. Er bietet eine

feste Struktur, die den Schülern

die Möglichkeit bietet, ihren Ta-

ges- und Wochenverlauf über-

blicken zu können. Ziele und In-

halte der Arbeit der Tagesbil-

dungsstätte orientieren sich am

Kerncurriculum und an den

Rahmenrichtlinien für die Ab-

schlussstufe mit dem Förder-

schwerpunkt „Geistige Entwick-

lung“. Allgemeines Bildungsziel

der pädagogischen Arbeit ist

laut der Lebenshilfe Soltau, den

Kindern und Jugendlichen Teil-

habe und Selbstentfaltung in

sozialer Integration zu ermögli-

chen. bz

Förderung der Handlungsfähigkeit

Familie im
Mittelpunkt

„Wir lernen, wie
wichtig es ist,
Themen auch

niedrigschwellig
erklären zu
können“

Timo Albeshausen
Mitinitiator „Demokratie für alle“

„Die Schüler
sollen erfahren,
welche Rechte
sie haben und
was das für
sie heißt“

Oliver Bauer
Stellvertretender Geschäftsführer

Lebenshilfe Soltau und

Bereichsleitung Schule

LEICHTE SPRACHE

Verständlich für alle
Texte, die in leichter Sprache

verfasst sind, sollen in ver-

ständlicher Form informieren.

Leichte Sprache richtet sich an

Menschen mit Einschränkun-

gen beim Lesen und Verstehen.

Entwickelt wurde das Sprach-

konzept aus der Behinderten-

rechtsbewegung und von

Menschen mit geistiger Behin-

derung und Lernschwierigkei-

ten. Sie richtet sich außerdem

an Menschen mit funktiona-

lem Analphabetismus oder

an bestimmten Erkrankungen

wie Aphasie - eine erworbene

Sprachstörung - oder Demenz.

Ein wesentliches Merkmal

der leichten Sprache ist, dass

übersetzte Texte immer von

mindestens zwei Personen aus

der Zielgruppe auf ihre Ver-

ständlichkeit geprüft worden

sein sollen. Für leichte Sprache

existiert ein Regelwerk, das

Sprach- und Rechtschreibre-

geln sowie Empfehlungen zur

Typografie und zum Medien-

gebrauch umfasst. In leichte

Sprache übersetzte Texte ver-

wenden einfache Wörter, kurze

Sätze, einen aktiven, verbalen

Schreibstil, einen bestimm-

ten Textaufbau sowie visuel-

le Gestaltungen. Zum Beispiel

beginnt jeder Satz in einer

neuen Zeile. Leichte Sprache

kann als Baustein der Barriere-

freiheit gesehen werden. Sie ist

ein verbrieftes Recht, das sich

unter anderem aus Artikel 9

der UN-Behindertenrechtskon-

vention ergibt. Laut Behin-

dertengleichstellungsgesetz

und der Barrierefreie-Informa-

tionstechnik-Verordnung sind

alle Träger öffentlicher Gewalt

verpflichtet, ihre digitalen

Angebote barrierefrei zu ge-

stalten. Die Bundesregierung

etwa bietet auf ihrer Webseite

Informationen in leichter Spra-

che sowie in Gebärdensprache

an. bz
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